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Nur drei Wochen nach dem 
Brexit-Votum, bei dem 51,9 
Prozent der Briten für den EU-

Austritt stimmten, steht das neue Kabi-
nett: Neue Premierministerin ist Theresa 
May, die für „Remain“ eingetreten war, 
aber die gegenteilige Volksmeinung ak-
zeptiert. Den neuen Posten des Brexit-
Ministers übernimmt David Davis, ein 
konservativer EU-Gegner und „Leave“-
Aktivist. Der 67jährige Tory-Politiker 
muß nun die Austrittsverhandlungen 
gemäß Artikel 50 EU-Vertrag (EUV) 
leiten. Der Abschluß innerhalb der 
vorgegebenen Zweijahresfrist ist nicht 
nur zeitlich äußerst eng, sondern auch 
angesichts der Erfordernis qualifizierter 
Mehrheiten überaus vage.

Überleben der Eurozone 
erfordert einen Bundesstaat

Gravierender erscheint jedoch das 
derzeit erkennbare Desinteresse Groß-
britanniens an den diskutierten Alter-
nativen: Das Norwegen-Modell mit 
Aufnahme in den Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) oder das Schweizer-
Modell über sektorale Einzelabkommen 
(JF 29/16). Beide hätten die Übernahme 
aller Binnenmarktregeln – also auch den 
EU-Ausländerzuzug – ohne Mitspra-
che bei gleichzeitiger Beitragszahlung 
zur Folge. Schließlich dürfte der Rück-
fall zum EU-Drittstaat und bloßem 
Mitglied der Welthandelsorganisation 
(WTO) nicht im Interesse des – noch 
– Vereinigten Königreiches sein. Doch 
gibt es andere Wege?

In dem Briten-Referendum domi-
nierte die Problematik des unbegrenz-
ten EU-Ausländerzuzugs. Das Votum 
ist allerdings auch eine logische Folge 
der Krise der Währungsunion. Zwar hat 
sich Großbritannien – wie auch Däne-

mark – über eine Ausnahmeregelung 
der verpflichtenden Teilnahme am Euro 
entzogen. Jedoch setzt die Einheitswäh-
rung eine unionistische Vorgehensweise 
in Gestalt einer einheitlichen Geld- und 
einer koordinierten Finanzpolitik der 
Mitgliedstaaten voraus. Und so recht-
fertigte der sozialdemokratische Ex-Au-
ßenminister David Owen sein Brexit-
Votum: „Die Währungsunion kann nur 
überleben, wenn sich die Eurozone in 
einen Bundesstaat verwandelt.“ Diese 
Entwicklung von einer Staatengemein-
schaft hin zu einem Bundesstaat geht 
– nicht nur – vielen Briten zu weit.

Gerade unter diesem Aspekt er-
scheint der Vorstoß von EU-Kommis-
sionspräsident Jean-Claude Juncker als 
verfehlt, der das klare „Leave“-Votum 
der Engländer und Waliser (Schotten 
und Nordiren stimmten genauso klar 
für „Remain“) als Anlaß für ein Ende 
einer „EU mit multiplen Währungen“ 
nehmen möchte. Neben dem „Opt-out“ 
des EU-Nettozahlers Dänemark gibt es 
offene Ablehnungen einer Einführung 
des Euro in Schweden, aber auch beim 
seitens des mit 13,8 Milliarden Euro 
Netto profitierenden Polen sowie Tsche-
chiens oder Ungarns. Abgesehen von der 
Nichterfüllung der Konvergenzkriterien 
würde die Eurozone noch heterogener 
und damit krisenanfälliger.

Ein geschickter Schachzug des frü-
heren luxemburgischen Regierungschef 
bleibt sein Vorschlag, der lettische Euro-
Währungskommissar und Vizepräsident 
Valdis Dombrovskis möge die Zustän-
digkeit des scheidenden britischen Kom-
missars Jonathan Hill (Finanzstabilität, 
Finanzdienstleistungen und Union der 
Kapitalmärkte) mit übernehmen. Pro-
jekte wie eine EU-weite Einlagensiche-
rung, Eurobonds, eine gemeinsame Ar-
beitslosenversicherung und eine eigene 
Steuerhoheit für die EU lägen dann in 
einer Hand – alles Projekte einer Kol-
lektivhaftung, der Umverteilung und 
einer „Harmonisierung von oben“. Zu-

sammen mit den Vorschlägen des „Club 
Med“ (der EU-Nettozahler Frankreich 
und Italien sowie der Milliarden-Profi-
teure Griechenland, Portugal und Spa-
nien) für ein Ende der Sparpolitik käme 
diese Politik einer weiteren Aufweichung 
des Euro-Regelwerkes gleich, die die 
Stabilität der Währung gefährdet und 
weitere politische Zerwürfnisse zwischen 
den Mitgliedstaaten heraufbeschwört.

Die nationale Identität der 
EU-Mitgliedstaaten achten

Seriöser ist hingegen die Initiative 
der Außenminister Deutschlands und 
Frankreichs, Frank-Walter Steinmeier 
und Jean-Marc Ayrault, beide Staaten 
als Motor der Integration in Gang zu 
setzen: Terrorismus, Sicherheit, Verteidi-
gung und Außenpolitik bieten Bereiche 
der Zusammenarbeit, die europäische 
Nationalstaaten alleine überfordern 
könnten. Denkt man diese Vorschläge 
innerhalb einer Strategie der abgestuf-
ten Integration weiter, so würde sich 
ein Kerneuropa mit weitgehender Zu-
sammenarbeit und eine Randzone mit 
unterschiedlichen Teilnahmen einzelner 
Mitgliedstaten herausbilden: ein Europa 
der zwei Geschwindigkeiten mit einer 
Zusammenarbeit à la carte.

Ausgangspunkt wären erstens unab-
dingbare Angelpunkte wie die Binnen-
marktregeln, von denen nur in begrün-
deten Fällen einer Überforderung abge-
wichen werden kann. Um Mißbrauch 
und Willkür zu unterbinden, hätte die 
Ingangsetzung von EU-rechtlich fixier-
ten Ausnahmen der EU-Rat mit qualifi-
zierter Mehrheit zu genehmigen.

Konkret würde dieser Mechanismus 
bei einer Ausnahme Großbritanniens 
von der Arbeitnehmerfreizügigkeit oder 
bei Einschränkungen der Kapitalver-
kehrsfreiheit im Falle von Kapitalflucht 
italienischer Banken in Gang gesetzt 
werden können. Zweitens wäre der Ein-
tritt zur Währungsunion grundsätzlich 

freiwillig. Ein mehrjähriges Verfehlen 
der Stabilitätsvorgaben würde hinge-
gen ein Euro-Ausscheiden zur Pflicht 
machen. Damit wäre der Euro als Sta-
bilitätsgemeinschaft gefestigt.

Drittens ist das Subsidiaritätsprinzip 
als Kompetenzausübungsschranke der 
EU zu stärken: „Alle der Union nicht 
in den Verträgen übertragenen Zustän-
digkeiten verbleiben bei den Mitglied-
staaten“, heißt es schon heute in Arti-
kel 5 des EU-Vertrags (EUV). Für die 
Abgrenzung der Zuständigkeiten gelte 
„der Grundsatz der begrenzten Einzel-
ermächtigung“.

So könnte künftig ein Gesetzesvor-
schlag der Kommission entsprechend 
den ehemals geplanten Sonderkondi-
tionen für Großbritannien aufgehalten 
werden, wenn 55 Prozent der nationalen 
Parlamente innerhalb von zwölf Wo-
chen Bedenken äußern. Zudem sind 
die ausschließlichen und geteilten Zu-
ständigkeiten der EU (Artikel 2 bis 6 
Vertrag über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union) hinsichtlich der Be-
reiche Umwelt-, Sozial-, Verkehrspolitik 
und Binnenmarkt so auszurichten, daß 
die „jeweilige nationale Identität“ der 
Mitgliedstaaten geachtet wird (Artikel 
4 Abs. 2 EU-Vertrag).

Dieser scheinbare Rückschritt einer 
Integration könnte die Basis einer sta-
bilen Gemeinschaft europäischer Staa-
ten werden, die bei unterschiedlichen 
ökonomischen Potentialen, Präferenzen 
und gesellschaftlichen Strukturen fried-
lich-gedeihlich zusammenleben wollen. 
Der Brexit würde so als Chance genutzt, 
die letztlich auch Großbritannien einen 
Verbleib in der EU ermöglichen würde.

Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker: Fordert Eurobonds, eine EU-weite Einlagensicherung, Arbeitslosenversicherung und Steuerhoheit
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Ich weigere mich zu sagen, daß die 
Flüchtlinge die Krankenkassen be-

lasten.“ Die kühne Aussage von Doris 
Pfeiffer, Chefin des Spitzenverbands 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) ist glatte Realitätsverweige-
rung. Dabei muß man kein Experte 
sein, um zu erkennen, daß der millio-
nenfache Asylzustrom auch der GKV 
erhebliche Kosten verursachen wird. 

Die meisten der Zuwanderer wer-
den nicht oder erst nach vielen Jahren 
und kostenintensiver Nachqualifizie-
rung am Arbeitsmarkt teilnehmen – 
und dann auch überwie-
gend im Niedriglohnsek-
tor, wo das verstärkte 
Überangebot die Löhne 
weiter drücken wird und 
ihr Beitrag zur Solidarge-
meinschaft geringfügig 
und weiter subventionsbe-
dürftig ist. Sind sie jedoch 
erst nach mehr oder min-
der langer Wartefrist als 
„Flüchtlinge“ anerkannt, 
haben sie auch Anspruch 
auf Hartz-IV-Leistungen 
und medizinische Versor-
gung in der GKV.

Die politische Debat-
te um die Auswirkungen 
des Asylansturms auf die 
Krankenkassen dreht sich 
denn auch vor allem darum, die Zu-
satzlasten schönzureden und zu ver-
schleiern, wer dafür am Ende gerade-
stehen muß. Die GKV-Chefin schiebt 
die drohenden Beitragserhöhungen, 
die allein an den Versicherten hängen-
bleiben, ausschließlich auf die „teu-
ren Gesetze“ der Bundesregierung 
und verlangt, den Monatszuschuß 
für Hartz-IV-Bezieher, zu denen 
nächstes Jahr, vorsichtig geschätzt, 
800.000 Asyl-Immigranten hinzu-
kommen sollen, von derzeit 90 Euro 

pro Kopf „kostendeckend“ um die 
Hälfte anzuheben. So kann man die 
Asyl-Kosten für die Kassen natürlich 
auch elegant verstecken.

Bundesgesundheitsminister Her-
mann Gröhe wiederum will zunächst 
anderthalb Milliarden Euro aus den 
Rücklagen des Gesundheitsfonds in 
die GKV-Etats umleiten, um unter 
anderem (meint: hauptsächlich) die 
Zusatzkosten für Asylbewerber zu 
decken. Im Klartext: Er will die von 
den Beitragszahlern geschaffenen Pol-
ster plündern, die von Rechts wegen 

diesen zustehen, um die 
Mehrkosten möglichst 
lange aus dem Bundes-
haushalt herauszuhalten.

Wenn schon nächstes 
Jahr die Sozialabgaben-
quote über 40 Prozent 
steigt, ist es für die ge-
beutelte Mittelschicht ein 
zynischer Trost, daß der 
Bundesfinanzminister bis 
2020 ohne neue Schulden 
auskommen will und die 
CSU Steuererhöhun-
gen markig ausschließt. 
Kunststück: Die Steuern 
sind ja schon seit Jahren 
zu hoch und bescheren 
der öffentlichen Hand 
Milliarden an Mehrein-

nahmen, die sie für die Asylkrise 
verfeuern kann, statt sie den Steuer-
zahlern zurückzugeben.

Und die Milliarden, die Wolfgang 
Schäuble wegen der EZB-Geldflut an 
Zinsen für den vorhandenen Schul-
denberg spart, sind Milliarden, um 
die deutsche Sparer kalt enteignet 
werden. Statt Schulden abzubauen, 
macht man den ausgeplünderten Bür-
gern weis, der Asylansturm verursache 
ihnen „keine Mehrkosten“. Noch ein 
klarer Fall von Realitätsverweigerung.

Die Belastung der Beitragszahler durch Asylbewerber steigt an

Realitätsverweigerung

In Deutschland fahren 14,5 der 
45,1 Millionen Pkw mit Diesel. 

Hinzu kommen 4,5 Millionen Lkw, 
Busse und Agrarfahrzeuge. Dieser 
hohe Diesel-Anteil resultiert erstens 
aus den seit 30 Jahren bestehenden 
Steuervorteilen und zweitens aus der 
überragenden Technologie, die die 
deutschen Automobilproduzenten 
anbieten. Dieselfahrer konnten sich 
bislang als eine verwöhnte, gehegte 
und geschützte Spezies betrachten.

Damit ist es bald vorbei: Bereits im 
Herbst soll eine neue blaue Plakette 
(JF 16/16) für die Umweltzonen be-
schlossen werden. Geht es nach den 
Umweltministern von Bund und Län-
dern, würden schrittweise alle Fahr-
zeuge aus deutschen Innenstädten ver-
bannt werden, welche die Abgasnorm 
Euro 6 nicht erfüllen – das sind derzeit 
fast 14 Millionen Pkw. Die Grenzwer-
te bezüglich des Stickoxidausstoßes 
(NOX) erfüllen – wenn man den Prüf-
standsnormen nach VWs Dieselgate 
weiter glaubt – bislang nur eine hal-
be Million neue 500.000 Diesel-Pkw 
und die modernsten Lkws.

„Die Befürworter einer Blauen 
Plakette begeben sich auf eine ver-
kehrspolitische Geisterfahrt“, warnt 
Mario Ohoven, Chef des Unterneh-
merverbandes BVMW. Nicht nur der 
Logistik-Branche, auch Handwerk 
und Gewerbe, würden zusätzliche La-
sten aufgebürdet. Der BVMW werde 
„gegen diese mittelstandsfeindliche 
Aussperrungsstrategie“ mobil ma-
chen, denn viele seien erst kürzlich 
auf Euro-5-Fahrzeuge umgestiegen: 
Ein Fahrverbot bedeute „Enteignung 
von Betriebsvermögen“ und zerstöre 
das „Vertrauen in den Rechtsstaat“.

Technisch gibt es aus heutiger Sicht 
kaum Abhilfe, ältere Diesel lassen 
sich nicht einfach per Nachrüst-Kat 
auf Euro-6-Niveau bringen. Noch 
ist unklar, welche Ausnahmen und 
Übergangsregelungen gelten, aber 
eines ist klar: Mit dem Sonderstatus 
der Dieselfahrzeuge ist es vorbei. Aber 
auch Besitzer sparsamer Benzindirekt-
einspritzer sollten aufmerksam das 
blaue „Kleingedruckte“ lesen: Ihre 
Autos haben ähnliche Probleme mit 
NOX und Partikeln wie die Diesel.

Millionen Dieselautos soll die Fahrt in Städte verwehrt werden

Blaue Geisterfahrt
Von Markus Brandstetter

Zusammenarbeit ohne Euro-Zwang
EU-Reform: Ein Europa der zwei Geschwindigkeiten wäre eine Alternative zum Brexit / Parlamentsvorbehalt?
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»Die viel zu 
hohen Steuern 
bescheren dem 
Fiskus Milliar-

den an Mehrein-
nahmen.«
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Max Otte

Rettet unser Bargeld! 

Droht die Abscha� ung des Bar-
gelds? Frei verfügbares Geld ist 
ein Fundament freier Gesell-
schaften. Schon eine Begren-
zung von Bargeldzahlungen 
ermöglicht den Kontrollstaat. 
Eine Streitschrift von Prof. Dr. 
Max Otte, dem Prognostiker 
der Finanzkrise von 2008 („Der 
Crash kommt“)! 
48 S., Pb.

Welche materiellen und geistigen Werte 
wurden den Deutschen in sieben Jahr-
zehnten genommen? Was steckt hinter 
der europäischen Integration und der 
Masseneinwanderung, und wie verkam der 
Euro zum Enteignungsprogramm? Bruno 
Bandulet entlarvt die „Verschwörung der 
Eliten“!
333 S., geb.,
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Bruno Bandulet
Beuteland
Die systematische Plünderung 
Deutschlands seit 1945
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Gary Christenson, Jürgen Müller

Gold: 10.000 Dollar?
Was eine neue Modellrechnung 
über die Zukunft des Gold-
preises sagt und warum Sie 
einen Teil Ihres Vermögens jetzt 
in Edelmetall anlegen sollten

Der Edelmetallexperte Gary 
Christenson hat nach akribi-
scher Recherche ein Modell 
entwickelt, um die wahrschein-
liche Goldpreisentwicklung 
bis zum Jahr 2021 zu prognos-
tizieren. Der Goldpreis wird 
dann bei 10.000 Dollar liegen! 
Sicherheit und Gewinnchancen 
sind enorm.
142 S., geb.

Matthias Weik, Marc Friedrich

Kapitalfehler

Wie unser Wohlstand vernichtet 
wird und warum wir ein neues 
Wirtschaftsdenken brauchen

Die Finanzkrise 2008 hat die 
Weltwirtschaft an den Rand des 
Abgrunds getrieben. Doch ihre 
Ursachen sind bis heute nicht 
verstanden worden. Die Auto-
ren zeigen, warum der Finanzka-
pitalismus immer wieder daran 
scheitert, unseren enormen 
Wohlstand fair und nachhaltig 
zu verteilen.
352 S., geb.
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Hans-Werner Sinn

Der Euro

Von der Friedensidee 
zum Zankapfel

Der Euro sollte mehr sein als eine 
Währung: ein Garant für Einheit 
und Frieden in Europa. Heute ist 
Europa gespalten und zerrissen. 
Im Süden bleibt die Arbeitslosig-
keit unerträglich, der Norden 
wurde von der EZB in Geiselhaft 
genommen und zum Zahlmei-
ster gemacht. Was ist zu tun?
480 S., geb.

Markus C. Kerber

Wehrt Euch, Bürger!

Wie die Europäische Zentral-
bank unser Geld zerstört

Prof. Dr. jur. Markus C. Kerber 
erläutert als einer der Kritiker 
der EZB die andauernde Selbst-
ermächtigung der Europäischen 
Zentralbank und zeigt, wie Sie 
als Bürger die Folgen dieser Poli-
tik zu spüren bekommen und 
was Sie tun können, um sich der 
EZB zu erwehren. Dieses Buch ist 
mehr als eine wissenschaftliche 
Analyse, es ist Pamphlet und 
Aufruf zugleich.
128 S., Pb.
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Peter Lüdemann

Abgezockt und kaltgestellt

Wie der deutsche Steuerzah-
ler systematisch ausgeplün-
dert wird

Wir sind Untertanen. Das deut-
sche Steuerrecht verwirrt und 
entmündigt den Staatsbürger. 
Er kann weder mitreden noch 
sein Recht gegenüber einem 
falsch angewendeten Steuer-
recht einklagen. Er darf nur zah-
len und wird, sollte er einen Feh-
ler gemacht haben, als Straftäter 
verfolgt.
208 S., Pb.
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Prof. Dr. Dirk Meyer lehrt Ordnungsökono-
mik an der Helmut-Schmidt-Universität der 
Bundeswehr Hamburg. Er ist Autor von Gut-
achten für die Verfassungsklagen gegen die 
Griechenlandhilfe und den EFSF-Vertrag so-
wie des Buches „EURO-Krise: Austritt als Lö-
sung?“ (LIT Verlag 2012).
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